
Freitag, 17. Januar 2025

Jacqueline Büchi und
Sebastian Broschinski

EswareineDetektivarbeit derbe-
sonderenArt: In der Stadt Zürich
trugen die Jungfreisinnigen ver-
gangenes Jahr über Monate hin-
weg «in detaillierter Arbeit» die
WohnformenderGemeinderats-
mitglieder zusammen und über-
gaben die Tabelle der «NZZ am
Sonntag».DerArtikel, derdaraus
resultierte, trug den Titel: «Wer
schafft’s in die Genossenschaft?»

Es ist der vorläufige Höhe-
punkt einerEntwicklung,die sich
schon länger abzeichnet. Je erbit-
terterderKampf umbezahlbaren
Wohnraum, desto stärker rückt
der gemeinnützige Wohnungs-
bau in den Fokus.Kritiker finden,
dass die Falschenprofitieren.Von
einer «Neid-Debatte» sprechen
jene, die davon betroffen sind.

Was passiert da? Eine Spuren-
suche in sieben Kapiteln.

1 Verzweifelte Suche
Was eine Genossenschaftswoh-
nung heute wert ist, spürt Phi
lippe Brender jedenTag.DerZür-
cher war vor sieben Jahren mit
seinerFamilie auf derSuchenach
einer bezahlbaren Wohnung, als
er auf die Idee kam, ein Pro-
gramm zu entwickeln, das die
Websites von Genossenschaften
nach Wohnungsinseraten ab-
sucht. «Aus Spass» stellte er die
Treffer auch auf eineWebsite.

Inzwischen ist daraus ein Ne-
benbusiness geworden: Für 4.50
Franken imMonat könnenWoh-
nungssuchende inderRegionZü-
rich den Newsletter «GnossiZH»
abonnieren. Sie werden benach-
richtigt, wenn eine gemeinnüt
zige Wohnung ausgeschrieben
wird. Der Abopreis entspreche
einer Tasse Kaffee in Zürich,
schreibt Brender auf seinerWeb-
site. Und rechnet vor: Wer mit
etwas Glück fündig werde, spare
fortan bei der Miete «mehrere
Hundert Franken pro Monat».

Brender ist beruflich im Mar-
keting tätig.Erbetont,dass es ihm
nicht darum gehe, aus derWoh-
nungskrise Profit zu schlagen.Er
mache kaumWerbung.Doch das
Interesse sei hoch, das schon. In
den letzten zwei Jahren hätten
sichdieAnmeldungenverdoppelt.

Obwohl er selbst keine Woh-
nungen zu vergeben hat, errei-
chen ihn immerwiederMails von
Menschen, die verzweifelt eine
neueBleibe suchen.Brender sagt:
«Es ist hart, oft stehen hinterden
Nachrichten persönliche Schick-
sale. Doch das Angebot reicht
einfach niemals für alle.»

Was geschieht, wenn eine
grössere Zahl von Wohnungen
auf einmal inseriert wird, zeig-
te sich im vergangenen Sommer
im ZürcherQuartierAlbisrieden.
123 Genossenschaftswohnungen
waren ausgeschrieben, innert
Stunden gingen 6500 Bewer
bungen ein. Leider gebe es «am
Schluss immermehrEnttäuschte
als Glückliche», bilanzierte die
Genossenschaft.

2 Grosse Preisunterschiede
Was Brender sagt, stimmt: Mit
einer Genossenschaftswohnung
kannman Geld sparen. Sie ist im
Schnitt deutlich günstigerals eine
andere Mietwohnung. Im natio-
nalen Schnitt beträgt die Diffe-
renz8bis 20Prozent,wie aktuelle

Zahlen des Bundes zeigen. In
Städten ist derUnterschiedhäufig
noch markanter. In Zürich kos-
tet eine 4-Zimmer-Wohnung im
Schnitt rund 2158 Franken, bei
einer Genossenschaft nur 1490.
Das macht eine Differenz von
668 Franken. In Basel sind es
rund 534 Franken, in Bern 465.

Die Zahlen beziehen sich auf
Bestandsmieten, also auf Woh-
nungen,die teilweise schon lange
vermietet sind. Die Angebots
mieten, die Preise für neu aus
geschriebeneWohnungen, liegen
meist deutlich darüber.

Genossenschaftswohnungen
sind primär deshalb günstiger,
weil sienachdemPrinzipderKos-
tenmiete funktionieren.DerMiet-
preiswird so berechnet, dass alle
anfallenden Kosten gedeckt sind
und Rückstellungen für Renova-

tionen gemacht werden können.
Eswird kein Gewinn angestrebt.

Nicht zu verwechseln sind
Genossenschaftswohnungenmit
subventionierten Wohnungen:
Letztere werden von den Ge-
meinden oder Kantonen aktiv
verbilligt. Sie stehen nur Perso-
nen mit tiefem Einkommen und
wenig Vermögen offen.

DassdiePreisunterschiedeund
die Angebotsknappheit zu Frust
führen können, bestreitet man
beim Verband Wohnbaugenos-
senschaften Schweiz nicht. Vize-
direktorin Rebecca Omoregie
sagt: «Wir verstehen die Ernüch-
terungderWohnungssuchenden,
diewir undvor allemunsereMit-
glieder auch zu spüren bekom-
men.»Allerdings sei eine gewisse
Neid-Debatte nicht neu.Sie kom-
me in Politik und Medien regel-
mässig auf, die Liste der Zürcher
Jungfreisinnigen sei ein Beispiel
dafür. «Offensichtlich wollen ge-
wisse Akteure verhindern, dass
der genossenschaftliche Woh-
nungsbaustärkergefördertwird.»

3 Zürich hat die meisten
In der Schweiz gab es im Jahr
2022 rund 187’000 gemeinnüt
zigeWohnungen – das sind rund
4 Prozent allerWohnungen. Der
Anteil verändert sich seit Jahren
kaum.Zwarwerden laufend neue
Genossenschaftswohnungen ge-
baut, allerdings wächst der Sek-
tor nicht stärker als der Woh-
nungsmarkt insgesamt.

Die meisten Genossenschaf-
ten gibt es gemäss Bundesstatis-
tik in der Stadt Zürichmit einem
Anteil von über 20 Prozent.Auch
Biel, Luzern, Winterthur, Basel
undThun sindweit vornemit da-
bei, Bern kommt auf einenAnteil
von knapp unter 10 Prozent. Die
Städte weisen in ihren eigenen
Statistiken teilweise höhere An-
teile aus, weil sie andere Defini-
tionen verwenden.

Neben den grossen Städten ver-
fügen auch Gemeinden wie Ba-
chenbülach ZH, Confignon GE,
Urdorf ZH, Birsfelden BL, Rie-
hen BS oder Menznau LU über
viele Genossenschaftswohnun-
gen. Sie sind jedoch dieAusnah-
me: Ausserhalb der Zentren gibt

es oft nurwenige oder gar keine
gemeinnützigenWohnungen.

Die regionalen Differenzen
habenmit demunterschiedlichen
Druck auf den Wohnungsmarkt
zu tun, teilweise dürften sie auch
historische Ursachen haben. An
grossenEisenbahner-Standorten

entstanden beispielsweise früh
erste Genossenschaften für die
Arbeiterschaft.

4 Förderungen für den Bau
In Zukunft soll der Anteil der
preisgünstigen Wohnungen in
derSchweizmarkantwachsen.So

sehen es zumindest die ambi
tionierten Ziele vor, die sich viele
dergrossen Städte gesetzt haben:
In Basel soll bis 2050 jede vierte
Wohnung «dauerhaft preisgüns-
tig» sein, in Zürich jede dritte.
Bern formuliert sein Ziel als ab-
solute Zahl: Bis 2030 sollen tau-
send neueWohnungen im preis-
günstigen oder gemeinnützigen
Segment gebaut werden.

Auf eine Steigerung zielt auch
der Aktionsplan gegen die Woh-
nungsknappheit ab, der vergan-
genes Jahr auf Bundesebene un-
ter der Leitung von Bundesrat
GuyParmelin beschlossenwurde.
Die bestehende, indirekte Förde-
rung des gemeinnützigen Woh-
nungsbaus solle «gezielt verbes-
sert» werden, heisst es darin.

Bei einem Fonds können
Wohnbaugenossenschaften be-
reits heute zinsgünstigeDarlehen
beantragen, wenn sie Grund
stücke kaufen, neue Siedlungen
bauen oder alte erneuernwollen.
Der Bund speist diesen soge-
nannten Fonds deRoulementmit
Krediten,verwaltetwird dasGeld
von denDachorganisationen des
gemeinnützigenWohnungsbaus.
Das Geld muss spätestens nach
25 Jahren zurückgezahltwerden.

Im vergangenen Jahr war die
Nachfrage nach diesen Darlehen
aussergewöhnlich hoch.Wie das
Bundesamt fürWohnungswesen
auf Anfrage schreibt, wurden
mehr als doppelt so viele Darle-
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In der ganzen
Schweiz gab es
im Jahr 2022
rund 187’000
gemeinnützige
Wohnungen.

Ob man in einer Genossenschaft wohnt oder nicht, macht im Portemonnaie einen grossen Unterschied: Siedlung Grossalbis in Zürich. Foto: Urs Jaudas
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henvergebenwie im langjährigen
Schnitt – total über 91 Millionen
Franken. Dazu kommen Bürg-
schaften und weitere Finanzie-
rungshilfen auf kommunalerund
kantonaler Ebene.Viele Gemein-
den geben Genossenschaften
etwa Land im Baurecht ab.

Rebecca Omoregie sagt, diese
Hilfen seien wichtig: «Will man
denGenossenschaftsanteil jedoch
merklich steigern, braucht es
weitere Instrumente.» Sie denkt
etwa an ein Vorkaufsrecht, das
es Gemeinden erlauben würde,
neuesBauland zugunstenderGe-
nossenschaften zu erwerben.Der
Aktionsplan des Bundes nannte
ein Vorkaufsrecht als mögliche
Massnahme, der Vorschlag fand
jedoch keine Mehrheit.

Auf kantonaler Ebene kennen
Genf und die Waadt das Instru-
ment bereits, in Zürich ist eine
Initiative hängig. Ohnehin ver-
geht kaum ein Abstimmungs-
sonntag, an dem nicht irgendwo
über ein wohnpolitisches Volks-
begehren befunden würde. Dies
ist kein Zufall: Der Verband der
Genossenschaften stellt eine gan-
ze Reihe an Leitfäden für lokale
Volksinitiativen zurVerfügung.

5 Profitieren die Falschen?
Marco Salvi sieht diese Bestre-
bungen kritisch. Der Ökonom
beim liberalen Thinktank Avenir
Suisse sagt, es sei zwargut,wenn
GenossenschaftenneueWohnun-

gen bauen liessen. «Das ist bes-
ser, als gar nicht zu bauen. Die
Frage ist jedoch, zu welchen
Kosten für die Allgemeinheit –
undwerdavonprofitiert.» Seiner
Ansicht nach verschwenden die
Gemeinden Geld, wenn sie den
Genossenschaften Landvergüns-
tigt imBaurecht anbieten. «Diese
Böden haben einen hohen Wert.
Würde man sie zu Marktkondi-
tionen nutzen, könnten die Ge-
meinden dadurch Einnahmen
generieren, die sie anderswo
sinnvoll einsetzen könnten.»

Salvi findet, dass die Förde-
rung des gemeinnützigen Woh-
nungsbaus «nicht zielgenau» sei.
«Sie entspricht vielmehr einer
Sozialpolitik zugunsten desMit-
telstands.»Viele Genossenschaf-
ter hätten den günstigenWohn-
raum gar nicht nötig. Und die-
jenigen, die darauf angewiesen
seien, hätten häufig keinen Zu-
gang. «Oft vergeben die Genos-
senschaften ihre freienWohnun-
gen zuerst intern.Wer nicht da-
zugehört, hat es schwer.»

Dazu komme der sogenannte
Lock-in-Effekt:Weil gemeinnüt-
zigeWohnungenvergünstigtwer-
den, blieben die Mieter oft auch
dann darin wohnen, wenn die
Kinder längst ausgezogen seien
und die Wohnung dem Bedarf
nicht mehr entspreche. Die Kon-
sequenzen hätten diejenigen zu
tragen,die nicht auf ein bestehen-
des Mietverhältnis zählen kön-

nen: jungeMenschen,Neuzuzie-
hende oder Paare in Trennung.

Besonders intensiv wird die
Frage nach der Vergabepraxis
jeweils verhandelt,wenn es Hin-
weise darauf gibt, dass es in einer
Genossenschaft zu finanziellen
Unregelmässigkeiten gekommen
ist oder der Vorwurf laut wird,
dass derChef die besteWohnung
für sich reserviert habe, wie dies
vor einem Jahr in einer Zürcher
Genossenschaft geschah. Zwar
sindnurEinzelfälle bekannt – für
Kritiker sind sie allerdings der
Beweis dafür, dass es strengere
Kontrollmechanismen braucht.

6 Durchmischung erwünscht
Die Genossenschaften legen sel-
ber fest, nach welchen Kriterien
sie ihre Wohnungen vermieten.
In den meisten gibt es Bele-
gungsvorschriften – Regeln,wie
viele Personen auf eine be-
stimmte Anzahl Zimmer kom-
men müssen. Auch verbindliche
Einkommens- und Vermögens-
limiten existieren teilweise.

Eine Studie, die das For-
schungsinstitut Sotomovor eini-
gen Jahren im Auftrag des Bun-
des durchgeführt hat, kam zum
Schluss, dass in Genossenschaf-
ten vergleichsweise viele Perso-
nen mit tiefem Einkommen le-
ben. Allerdings trifft dies längst
nicht auf alle zu: Diemeisten Be-
wohner haben laut der Analyse
einen «mittleren» beruflichen
Status, etwas mehr als ein Fünf-
tel einen «hohen».

Rebecca Omoregie sagt, es sei
ein Missverständnis, dass Ge-
nossenschaften nur fürPersonen
mit kleinemPortemonnaie da sei-
en.«Eine guteDurchmischung ist
fürdas Zusammenleben imQuar-
tier essenziell.» Die Belegungs-
vorschriftenwirkten bis zu einem
gewissen Grad regulierend. «Ein
Paarmit sehrhohemEinkommen
wird sich vermutlich nicht mit
einer eher kleinen 3-Zimmer-
Wohnung zufriedengeben.»

Omoregie betont, dass es den
anderen Mieterinnen und Mie-
tern nicht besser ginge, wenn es
keineGenossenschaften gäbe. Im
Gegenteil: «Studien ausWien zei-
gen,dass sich ein hoherAnteil ge-
meinnützigerWohnungendämp-
fend auf die Preise im restlichen
Wohnungsmarkt auswirkt.»

7 Wie weiter?
Wartelisten führen viele Genos-
senschaften längst nicht mehr,
weil der Ansturm schlicht zu

gross ist. Was tun also, um den
Frust der Wohnungssuchenden
zu lindern?

Geht es nach drei Zürcher
FDP-Parlamentariern, sollenGe-
nossenschaften künftig dazu ge-
zwungenwerden,Mitgliederund
Nicht-Mitglieder bei derVergabe
vonWohnungengleich zubehan-
deln.Die Stadt solle prüfen,ob sie
einen entsprechenden Passus in
die Baurechtsverträge einbauen
kann, verlangen die Gemeinde-
räte in einem Postulat.

Ein solcherPassuswürde dem
Geist der Genossenschaften wi-
dersprechen, erwidert Rebecca
Omoregie: «Gemäss Statuten ist
es ja der Zweck von Wohnbau-
genossenschaften, Wohnraum
für ihreMitglieder zurVerfügung
zu stellen.» Häufig würden neu
gebaute Wohnungen an Perso-
nen vergeben, die davor in einer
unter- oder überbelegten Woh-
nung gelebt hätten. «Dadurch
werden wieder Wohnungen für
neue Haushalte frei.»

Omoregieverspricht aber,dass
sich der Verband Gedanken ma-
che,wie dieVermietungsprozesse
transparenter gestaltet werden
können. Auf welchem Weg die
Wohnungen ausgeschriebenwer-
den, wer noch Wartelisten führt,
ob es Belegungs- oder Einkom-
mensvorschriften gibt undobAn-
teilsscheine gekauftwerdenmüs-
sen – diese Informationen sollen
künftig besser auffindbar sein.

Eine radikal andere Lösung
schlägt Marco Salvi vor: Anstatt
denBauvonGenossenschaften zu
fördern,wäre es sinnvoller,wenn
dieGemeindenoderderBunddie
Mieten für Personen mit wenig
Geld direkt verbilligen würden.
«So hätten diejenigen etwas da-
von, die wirklich auf günstigen
Wohnraum angewiesen sind.»

Kritiker wenden ein, so wür-
den nurdie Renditen der grossen
Immobilienfirmen subventio-
niert. Salvi entgegnet: «Das pas-
siert nicht, wenn die Zahl der
Empfänger eingeschränkt bleibt.
Das System wäre zudem fairer
und zielgenauer als das heutige.»

Einer der wenigen Kantone,
die bereits heute das Konzept
vonMietzinssubvention kennen,
ist Basel-Stadt.Haben bisher nur
Familienmit tiefemEinkommen
Anspruch, wird die Leistung ab
diesem Jahr auf Kinderlose
ausgeweitet. EinVorteil sei, dass
die Beiträge «niederschwellig
und zeitnah» ausgezahltwerden
könnten, heisst es beim zustän-
digen Präsidialdepartement.Ver-
änderten sich die Bedürfnisse,
könne man rasch reagieren, ein
Umzug sei problemlos möglich.

Aktuellwerden2100Haushalte
unterstützt,durchschnittlichwird
ihreMiete um470 Franken redu-
ziert. Als Alternative zur Förde-
rung des gemeinnützigen Woh-
nungsbauswill man die Beiträge
jedoch nicht verstanden wissen.
Sie seien eine Ergänzung dazu.

Und Newsletter-Produzent
Philippe Brender? Auch er denkt
darüber nach, was er beitragen
kann,umdie SituationvonWoh-
nungssuchendenmitwenig Res-
sourcen zu verbessern. Seit letz-
tem Jahr stellt er sein Abo gewis-
sen wohltätigen Organisationen
gratis zur Verfügung, damit die-
se ihreKlientel rasch auf neueGe-
nossenschaftsinserate aufmerk-
sammachen können.
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Farmy ist ein Onlinehofladen,
der während der Covidpande-
mie rasant wuchs. Sein damals
erfolgreicher Claim: regionale
und saisonale Produkte vom fah-
renden Hofladen. Zuletzt liefen
die Geschäfte aber schlechter.
Jetzt soll das Unternehmen für
100’000 Franken an den Gross-
händler Pico verkauft werden.

Vor zwei Jahren hat die Firma
über ein Crowdfunding insge-
samt 4,2 Millionen Franken bei
mehrals 1800Kleininvestorinnen
und -investoren eingesammelt.
Deren Geld ist laut dem Verwal-
tungsratspräsident Dominique
Locher verloren. Locher ist seit
2020 imVerwaltungsrat von Far-
my, im Frühling 2023 übernahm
er das Ruder. Damals brach der
Umsatz ein und Farmy musste
Stellen sowie Liefergebiete in der
Westschweiz streichen. Locher
gründete Le-Shop,denerstenOn-
linesupermarkt der Schweiz.

Herr Locher, Siewollen Farmy
an den Grosshändler Pico
verkaufen, laut Medienberichten
für 100’000 Franken.
Stimmt diese Summe?
Ja, dazu käme die Garantie der
Finanzierung bis zur Gewinn-
schwelle. Und Pico würde die
ganzen Restrukturierungskosten
für die Zusammenführung über-
nehmen.Das ergibt eine Summe
in Millionenhöhe.

Müssen Sie nicht befürchten,
dass Farmynun jene Kundinnen
und Kunden verliert, die ihr
Geld verloren haben?
Davor habe ich grossen Respekt,
aber ich glaube,wir haben die In-
vestorinnen und Investoren gut
über die aktuelle Situation infor-
miert. Natürlich hätten wir uns
alle etwas anderes erhofft, aber
die Übernahme durch Pico ist
das einzigeAngebot, das ichma-
chen kann. Die Alternative wäre
das Ende von Farmy. Davon hät-
te niemand etwas.

Warumhat es Farmy
in zehn Jahren nicht geschafft,
profitabel zuwerden?
Unsere Umsätze sind von 2019
bis 2023 von 9,5 auf 24Millionen
gestiegen.Wir haben Farmyaus-
gebaut, um die explodierende
Nachfrage zu stemmen. Den ra-
santen Kapazitätsaufbau konn-
ten wir nicht so schnell wieder
abbauen, wie sich das Volumen
danach korrigiert hat. Diese Kor-
rektur fand statt, weil die Kund-
schaftwiedervermehrt in die Ge-
schäfte ging und nach Covid die
Gesundheit wieder einen gerin-
geren Stellenwert hatte.

Warum soll Farmymit Pico
fusioniertwerden?
Es scheint uns sinnvoll, weil die
beidenUnternehmen sich ergän-
zen. Es gibt zwischen Farmyund
Pico klare Synergien in derLogis-
tik und der Administration. Wir
haben grosseÜberschneidungen
im Sortiment. Pico ist seit fast
zehn Jahren ein LieferantvonFar-
my, wir beziehen viele Produkte
von denselben Herstellern.

Wasmuss Farmy tun,
um dieWende zu schaffen?
Wir müssen eine kritische Mas-
se erreichen, also einen Umsatz,
mit dem wir die Fixkosten be-
gleichen können. Denn diese
sind dieselben – egal, ob man
1000 oder 100’000 Salatköpfe
pro Tag verkauft. Gerade darum
ist der Zusammenschluss mit
Pico interessant für Farmy.

AuchMigros Online arbeitet
laut deren Chef Mario Irminger
mit Verlust.Wieso rentiert
dieser grosseAnbieter nicht,
dessen Grundlage Sie damals
mit demOnlinehändler LeShop
gelegt haben, den Sie der
Migros 2006 verkauft haben?
Dasmüssten Sie Herrn Irminger
fragen.Alswir LeShop an dieMi-
gros verkauften, war das Ge-
schäft profitabel. Grundsätzlich
aber besteht ein Unterschied, ob
eine Firma selbstständig durch
einenUnternehmer geführtwird
odervomKonzern, zu dem es ge-
hört.Als ich für dieMigros arbei-
tete, war dort die Angst verbrei-
tet, das Onlinegeschäft würde
den stationären Handel bedro-
hen, und gewisseManager fürch-
teten einen Machtverlust.

Wie könnteMigros Online
erfolgreicherwerden?
Die Migros sollte den Onlinehan-
del von Lebensmitteln gesamt-
heitlich betrachten. Es gibt nicht
Onlinekunden und «stationäre
Kunden». Sie kaufen alle ein, wo
es für sie am bequemsten ist.Wir
wissen, dass Onlinekunden sehr
gute Kunden sind und insgesamt
mehr Geld ausgeben als andere.

Sie glauben alsoweiterhin,
dass derOnlinehandel mit
Lebensmitteln eine Zukunft hat?
Ja,denndie technische Infrastruk-
tur ist besserunddie gesellschaft-
licheAkzeptanz viel grösser als in
den Anfangsjahren. Der Handel
mitNicht-Lebensmitteln überdas
Internet funktioniert und ist ren-
tabel. Das wird auch bei frischen
Lebensmitteln üblich werden.

Roberto Zimmermann

Grosshändler Pico
schluckt Farmy
Online-Hofladen Das Geld der Kundschaft
sei verloren, sagt Farmy-Chef Locher.

Farmy-Verwaltungsratspräsident Dominique Locher. Foto: Darrin Vanselow


